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Auf die Beschwerde einer Politikerin und aufgrund des von ihr im
Beschwerdeverfahren ergänzten Sachvortrags einerseits sowie aufgrund
zwischenzeitlich zusätzlich gewonnener gerichtlicher Erkenntnisse andererseits
hat das Landgericht Berlin seinen ursprünglichen Beschluss vom 09. September
2019 (siehe IRIS 2019-10:1/11) zum Antrag gegen die Social Media Plattform
Facebook auf Gestattung der Herausgabe von Nutzerdaten mit einer neuen
Entscheidung vom 21. Januar 2020 teilweise abgeändert. In seinem
ursprünglichen Beschluss hatte das Landgericht Berlin den Antrag der bekannten
deutschen Politikerin auf Auskunftserteilung über Nutzerdaten wegen
beleidigender Kommentare mit der Begründung zurückgewiesen, dass die
Verbalattacken der betreffenden Nutzer keine Diffamierung der Person und damit
keine Beleidigung darstellen würden. Dieser Beschluss war nicht nur in der
Öffentlichkeit allgemein, sondern auch in der juristischen Fachöffentlichkeit auf
massive Kritik gestoßen.

Durch den im Beschwerdeverfahren erstmals vollständig vorgelegten
Ausgangspost hat nun das Landgericht Berlin die 22 betroffenen
Nutzerkommentare im Lichte der höchstrichterlichen und verfassungsrechtlichen
Rechtsprechung zur Meinungsfreiheit nochmals geprüft und der Antragstellerin im
Ergebnis in sechs Fällen Recht gegeben. Im Kern beruht diese geänderte
Auffassung darauf, dass die Kammer nicht mehr davon ausging, dass die im
Ausgangspost wiedergegebene Äußerung so wie zitiert vollständig von der
Antragstellerin stammt, sondern sie teilweise als Falschzitat einstuft. Es hätten
sich Zweifel in Bezug auf die Authentizität des Zitats aufdrängen müssen, so das
Gericht nun, was bei der Bewertung der einzelnen Kommentare zu
berücksichtigen sei.

Vor diesem Hintergrund enthielten nach Auffassung der Richter die Kommentare
von sechs Nutzern jeweils einen rechtswidrigen Inhalt im Sinne einer Beleidigung,
für den auch im Hinblick auf die Meinungsfreiheit ein Rechtfertigungsgrund nicht
ersichtlich sei. Diese Kommentare hätten vielmehr einen ehrherabsetzenden
Inhalt, der aus der Sicht des unbefangenen Durchschnittslesers als gezielter
Angriff auf die Ehre der Antragstellerin erscheine und sich auch in der
persönlichen Herabsetzung der Antragstellerin erschöpfe. Facebook dürfe daher in
diesen sechs Fällen über Name des Nutzers, E-Mail-Adresse des Nutzers und IP-
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Adresse, die von dem Nutzer für das Hochladen verwendet worden sei, sowie über
den Uploadzeitpunkt Auskunft erteilen.

Die übrigen sechzehn Kommentare verwirklichten dagegen aus beibehaltener
Sicht des Gerichts keinen der in § 1 Abs. 3 Netzwerkdurchsetzungsgesetz
(NetzDG) aufgeführten Straftatbestände, weil diese Kommentare – wie bereits in
dem ursprünglichen Beschluss vom 09. September 2019 ausgeführt – einen
Sachbezug zu einer Äußerung der Politikerin im Berliner Abgeordnetenhaus im
Jahre 1986 im Zusammenhang mit dem Thema Strafandrohung wegen sexueller
Handlungen an Kindern hätten. Sie erschöpften sich nicht in der persönlichen
Herabsetzung der Antragstellerin, sodass sie nach Auffassung der erkennenden
Zivilkammer im Ergebnis noch keine Straftaten der Beleidigung darstellten.

Soweit die Antragstellerin auf einen Verstoß gegen die Richtlinien von Facebook
abstelle, komme es darauf ebenso wenig wie auf einen etwaigen zivilrechtlichen
Unterlassungsanspruch gemäß den §§ 823, 1004 analog des Bürgerlichen
Gesetzbuches in Verbindung mit Art. 1 und Art. 2 des Grundgesetzes an. Der von
der Antragstellerin im hiesigen Verfahren geltend gemachte Auskunftsanspruch
sei vom Gesetzgeber abschließend in § 14 des Telemediengesetzes (TMG)
geregelt und auf die Fälle beschränkt worden, in denen die in § 1 Abs. 3 NetzDG
genannten Straftatbestände verwirklicht seien.

Diese Entscheidung ist, soweit die Kammer der Beschwerde nicht abgeholfen hat,
noch nicht rechtskräftig.

Pressemitteilung des Landgerichts Berlin 

https://www.berlin.de/gerichte/presse/pressemitteilungen-der-ordentlichen-
gerichtsbarkeit/2020/pressemitteilung.885539.php
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